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1. Welchen Versicherungsvertrag bieten wir Ihnen an?

Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutz-Versicherung an. Grundlage sind die beige-
fügten Mecklenburgischen Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-
Versicherung (ARB 2009) sowie alle weiteren im Antrag genannten Besonderen
Bedingungen und Vereinbarungen.

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert?

Die Lebensumstände, aus denen rechtliche Auseinandersetzungen und damit
verbundene Kosten entstehen können, sind vielfältig. Deshalb bieten wir Rechts-
schutz für unterschiedliche Gebiete an, je nach Ihren persönlichen Umständen. 
Wir erbringen und vermitteln Dienstleistungen zur Wahrnehmung Ihrer rechtlichen
Interessen und tragen die erforderlichen Kosten (z. B. Anwaltsgebühren und
Gerichtskosten) im vereinbarten Umfang bis zur vereinbarten Versicherungs-
summe.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und der beigefügten ARB 2009.

Bestimmte Kosten sind nicht im Leistungsumfang der Versicherung enthalten, 
z. B. eine vereinbarte Selbstbeteiligung. Besonders weisen wir darauf hin, dass bei
einem Vergleich von Ihnen selbst zu tragende Kosten entstehen können. Um dies
zu vermeiden, nehmen Sie bitte vor Abschluss des Vergleiches Kontakt mit uns auf.
Rechtliche Auseinandersetzungen oder Beratungsbedarf können mehrere
Ursachen haben. Versicherungsschutz besteht, wenn die erste Ursache nach
Beginn des Versicherungsschutzes liegt. Beachten Sie bitte, dass in bestimmten
Fällen eine Wartezeit vereinbart ist: Versicherungsschutz besteht, wenn die erste
Ursache nach Ablauf der Wartezeit eingetreten ist. 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 4 Abs. 1 der beigefügten ARB 2009. Ihrem
Antrag können Sie weitere Einzelheiten entnehmen (z. B. Versicherungssumme,
Selbstbeteiligung).

3. Wie hoch ist Ihr Beitrag und wann müssen Sie ihn bezahlen? 

Die Höhe Ihres Versicherungsbeitrages, die von Ihnen gewählte Zahlweise und
die Laufzeit des Vertrages können Sie dem Antrag und dem Versicherungsschein
entnehmen. 

Beitrag gemäß Zahlweise: _____________ €

Beitragsfälligkeit: jährlich ½-jährlich
¼-jährlich monatlich

Vertragslaufzeit: _________ Jahre

Bitte bezahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag spätestens zwei Wochen
nach Erhalt des Versicherungsscheins. Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) sind
jeweils zu dem im Versicherungsschein bzw. der Rechnung angegebenen Zeit-
punkt zu zahlen. Falls Sie uns eine Lastschriftermächtigung erteilen, sorgen Sie
bitte rechtzeitig für ausreichende Deckung auf Ihrem Konto.
Wenn Sie den ersten oder einmaligen Betrag schuldhaft nicht rechtzeitig zahlen,
können wir solange vom Vertrag zurücktreten, wie Sie nicht zahlen. Auch der
Versicherungsschutz beginnt erst mit dem Eingang der verspäteten Zahlung bei
uns. Wenn Sie einen Folgebetrag nicht rechtzeitig zahlen, fordern wir Sie auf, den
rückständigen Betrag innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen zu
zahlen. Nach Ablauf dieser Zahlungsfrist entfällt Ihr Versicherungsschutz. Auch
können wir den Vertrag kündigen.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und § 9 der beigefügten 
ARB 2009.

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen?

Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, denn sonst müssten wir einen
erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Fälle aus dem
Versicherungsschutz herausgenommen.
Nicht versichert sind insbesondere die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
ursächlichem Zusammenhang mit 
– dem Erwerb oder der Veräußerung eines Baugrundstückes,
– der Planung und Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles,
– genehmigungs- und/oder anzeigepflichtigen Umbaumaßnahmen,
– der Finanzierung eines Baugrundstücks oder Gebäudes sowie dessen Um-

baus,

– Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen sowie Termin- oder vergleich-
baren Spekulationsgeschäften.

Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine vollständige Auf-
zählung der Ausschlussgründe entnehmen Sie bitte § 3 der beigefügten ARB
2009.

5. Welche Pflichten haben Sie bei Vertragsschluss und welche Folgen

können Verletzungen dieser Pflichten haben?

Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im
Antragsformular enthaltenen Fragen unbedingt wahrheitsgemäß und vollständig
beantworten. Wenn Sie bereits rechtsschutzversichert sind oder waren, nennen
Sie uns bitte den Rechtsschutzversicherer, bei dem Sie oder Ihr Ehe- oder
Lebenspartner zuletzt versichert war. Unrichtige Angaben können zur Anfechtung
des Vertrages führen.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag.

6. Welche Pflichten haben Sie während der Vertragslaufzeit und welche

Folgen können Verletzungen dieser Pflichten haben?

Wenn Ihre im Versicherungsantrag oder später zum Vertrag gemachten Angaben
aufgrund geänderter Umstände angepasst werden müssen, sprechen Sie uns
bitte an.
Haben Sie den Verkehrs-, Fahrer- oder Fahrzeugrechtsschutz versichert, müssen
Sie beispielsweise dafür Sorgetragen, dass der Fahrer die vorgeschriebene
Fahrerlaubnis hat.
Tun Sie dies nicht, kann eine Verletzung der Pflichten schwerwiegende Konse-
quenzen für Sie haben. 
Je nach Schwere der Pflichtverletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz
ganz oder teilweise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig
vom Vertrag lösen.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 11, § 21 Abs. 8, § 22 Abs. 5, § 26 Abs. 5, 
§ 27 Abs. 5 und § 28 Abs. 6 der beigefügten ARB 2009.

7. Welche Pflichten haben Sie im Rechtsschutzfall, was müssen Sie

beachten, wenn Sie rechtliche Hilfe benötigen und welche Folgen

können Verletzungen dieser Pflichten haben?

Bitte setzen Sie sich schnellstens mit uns in Verbindung, um die Reichweite des
Versicherungsschutzes abzuklären. Gerne helfen wir Ihnen auch bei der Auswahl
eines kompetenten Fachmannes für Ihr Rechtsproblem. 
Selbstverständlich müssen Sie uns und Ihren Anwalt vollständig und wahrheitsge-
mäß über den Sachverhalt informieren. Eine Verletzung der Pflichten kann
schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Schwere der Pflicht-
verletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 17 Abs. 3, 5 und 6 der beigefügten ARB 2009.

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrages rechtzeitig erfolgt. Den bei Erteilung
dieses Blattes zugrunde gelegten Zeitpunkt für den Beginn Ihres Versicherungs-
schutzes entnehmen Sie bitte Ziffer 3 dieses Blattes. Dort finden Sie auch Hin-
weise auf Vertragslaufzeit und -ende.
Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich auto-
matisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag nicht
spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kündigen. Hat Ihr Ver-
trag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, können Sie diesen schon zum Ablauf
des dritten  oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen. Beachten Sie auch hier,
dass uns Ihre Kündigung hierbei drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer
Vertragslaufzeit oder jedes darauf folgenden Jahres zugehen muss. Einzelheiten
entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und § 8 der beigefügten ARB 2009.

9. Wie können Sie den Vertrag beenden?

Neben den unter Ziffer 8 dieses Blattes beschriebenen Kündigungsmöglichkeiten
zum Ablauf des Vertrages stehen Ihnen weitere Kündigungsrechte zu, z. B. bei
einer Beitragsanpassung, einer Beitragserhöhung wegen einer Gefahrerhöhung
oder einer unberechtigten Ablehnung des Versicherungsschutzes; ferner können
Sie oder wir den Vertrag auch vorzeitig kündigen, wenn wir innerhalb von zwölf
Monaten für mindestens zwei Rechtsschutzfälle die Leistungspflicht bejaht haben.
Einzelheiten entnehmen Sie bitte §§ 10, 11 und 13 der beigefügten ARB 2009.

Mit den nachfolgenden Informationen möchten wir Ihnen einen ersten Überblick über die Ihnen angebotene Rechtsschutz-Versicherung geben. Diese

Informationen sind jedoch nicht abschließend. Der vollständige Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein und den beigefügten

Versicherungsbedingungen. Bitte lesen Sie daher die gesamten Vertragsbestimmungen sorgfältig.

Produktinformationsblatt zur Rechtsschutz-Versicherung



– 4 –

Allgemeine Angaben zum Unternehmen

Name und Anschrift: Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a.G., 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 
Berckhusenstraße 146, 30625 Hannover. 
Postanschrift: Mecklenburgische Versicherungsgruppe, 30619 Hannover.

Sitz: Neubrandenburg und Hannover. Eintragung im Handelsregister: HRB Nr. 1
beim Amtsgericht Neubrandenburg und HRB Nr. 4667 beim Amtsgericht
Hannover. 

Vorstand: Georg Zaum (Vorsitzender), Thomas Flemming, Dr. Jürgen Seja, 
Dirk von der Wroge, Dr. Werner van Almsick (stv.), Heinrich Gudehus (stv.).
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dr. Bruno Gas.

Hauptgeschäftstätigkeit

Gegenstand unserer Geschäftstätigkeit ist der unmittelbare und mittelbare
Betrieb der Schadens- und Personenversicherungen. 

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht:
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe
von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt
am Tag, nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen
einschließlich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die
Vertragsinformationen gemäß § 7 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes
und diese Belehrung in Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Wider-
rufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an:
Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a. G.
Berckhusenstraße 146, 30625 Hannover
Postanschrift: 30619 Hannover

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu
richten: 0511 5351-554.

Bei einem Widerruf per E-Mail ist der Widerruf an folgende E-Mail-Adresse zu
richten: MERS@mecklenburgische.de.

Widerrufsfolgen:
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir
erstatten Ihnen den Teil des Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Wider-
rufs entfällt. Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Wider-
rufs entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der
Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine
solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach
Ablauf der Widerrufsfrist, sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren. Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage
nach Zugang des Widerrufs.

Besondere Hinweise:
Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf
Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr Wider-
rufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr
ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht
bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat.

Dauer und Beendigung des Vertrages

Die Laufzeit des Vertrages hängt von der vertraglichen Vereinbarung ab. Sie
wird im Antrag und im Versicherungsschein wiedergegeben. 

Der Vertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende der vertraglich ver-
einbarten Laufzeit und hiernach zum Ende eines jeden Versicherungsjahres
durch Sie oder uns schriftlich gekündigt werden. 

Darüber hinaus bestehen Kündigungsrechte bei einer Beitragsangleichung oder
nach einem Versicherungsfall, die in den Mecklenburgische ARB 2009 unter
den §§ 10 und 13 geregelt sind.

Anwendbares Recht

Das Recht der Bundesrepublik Deutschland findet Anwendung.

Zuständiges Gericht

Sie können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei folgen-
den Gerichten geltend machen:
–   dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist oder
–   dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz örtlich zuständig ist.

Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei folgen-
den Gerichten geltend machen:
–   dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist oder
–   dem Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder die Niederlassung Ihres

Betriebes befindet, wenn Sie den Versicherungsvertrag für Ihren Geschäfts-
oder Gewerbebetrieb abgeschlossen haben.

Vertragssprache

Die maßgebliche Sprache für die Anbahnung des Vertragsverhältnisses, für das
Vertragsverhältnis selbst und die gesamte Kommunikation ist Deutsch.

Kontakt

Es ist uns wichtig, Sie in Ihren Versicherungsangelegenheiten individuell zu be-
raten. Deswegen stehen wir Ihnen jederzeit gern für ein persönliches Gespräch
zu Verfügung. Wenn Sie also Fragen zu Ihrem Vertrag haben oder sich solche
ergeben, wenden Sie sich bitte an die Sie betreuende Agentur oder an die
Direktion. Die Anschriften finden Sie im Antrag bzw. im Versicherungsschein.

Eine besondere Leistung unserer Versicherungsgruppe ist der 24-Stunden-
Telefonservice unter

0511  5351-513

Über diese Rufnummer sind wir auch nachts und am Wochenende, an jedem
Tag im Jahr und rund um die Uhr für Sie zu sprechen. Dies gilt vor allem für
Schadenfälle, wenn unsere Agentur einmal nicht für Sie erreichbar sein sollte.

Leistungsbearbeitung

Die Vertragsbearbeitung und die Bearbeitung von Leistungsfällen erfolgt nach 
§ 8 a Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) in unserem Auftrag und mit unserer
Vollmacht durch die 
Mecklenburgische Rechtsschutz-Service-GmbH,
30619 Hannover.

Beschwerden

Falls Sie einmal mit den Leistungen der Mecklenburgischen nicht zufrieden sein
sollten, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Agentur. Gern steht Ihnen auch
die für Sie zuständige Bezirksdirektion oder die Direktion in Hannover mit dem
oben namentlich genannten Vorstand zur Verfügung.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Sie
können damit das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in
Anspruch nehmen. Den Ombudsmann erreichen Sie wie folgt:

Versicherungsombudsmann e.V.
Leipziger Straße 121, 10117 Berlin
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Sie haben außerdem die Möglichkeit, sich an die Aufsichtsbehörde zu wenden.
Sie erreichen diese wie folgt:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
Postfach 13 08, 53003 Bonn
E-Mail: poststelle@bafin.de

Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt.

Kundeninformation zur Rechtsschutz-Versicherung
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Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es not-
wendig, dass Sie die Ihnen gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig
beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe
Bedeutung beimessen.
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen
möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der Mecklenburgischen
Versicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit, 30619 Hannover, schriftlich
nachzuholen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie
unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den
Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden
Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen be-
kannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben,
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen
Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht

verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück-
treten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe
Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktritts-
recht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rück-
tritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung ver-
pflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene
Umstand
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeige-
pflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Ver-
langen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt,
werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus,
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung
über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie
in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der
Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung er-
löschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person ver-
treten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und
Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Wichtige Anzeige-, Auskunfts- und Aufklärungspflichten

Belehrung über die Rechtsfolgen bei Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht (Mitteilung nach § 19 Absatz 5 VVG)

Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller,

wenn der Versicherungsfall eingetreten ist, brauchen wir Ihre Mithilfe. 

Auskunfts- und Aufklärungsobliegenheiten

Aufgrund der mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen können wir
von Ihnen nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns jede
Auskunft erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs
unserer Leistungspflicht erforderlich ist (Auskunftsobliegenheit), und uns die
sachgerechte Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie
uns alle Angaben machen, die zur Aufklärung des Tatbestands dienlich sind
(Aufklärungsobliegenheit). Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie uns
Belege zur Verfügung stellen, soweit es Ihnen zugemutet werden kann. 

Auf die besonderen Obliegenheiten in der Rechtsschutz-Versicherung gemäß
§ 17 Abs.3 und Abs.5 ARB 2009 weisen wir ausdrücklich hin.

Leistungsfreiheit

Machen Sie entgegen der vertraglichen Vereinbarungen vorsätzlich keine oder
nicht wahrheitsgemäße Angaben oder stellen Sie uns vorsätzlich die verlangten
Belege nicht zur Verfügung, verlieren Sie Ihren Anspruch auf die Versicherungs-

leistung. Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen diese Obliegenheiten, verlieren
Sie Ihren Anspruch zwar nicht vollständig, aber wir können unsere Leistung im
Verhältnis zur Schwere Ihres Verschuldens kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht,
wenn Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt
haben. 

Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur
Beschaffung von Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet,
als Sie nachweisen, dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheits-
verletzung weder für die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 

Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Be-
schaffung von Belegen arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Ver-
pflichtung zur Leistung frei. 

Hinweis:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem
Dritten zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, zur Aufklärung und zur
Beschaffung von Belegen verpflichtet. 

Mitteilung nach § 28 Abs. 4 VVG über die Folgen bei Verletzungen von Obliegenheiten nach dem Versicherungsfall 
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1. Was ist Rechtsschutz?

Welche Aufgaben hat die Rechtsschutz-Versicherung? § 1
Für welche Rechtsangelegenheiten gibt es Rechtsschutz? § 2
Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht? § 3
Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutzleistung? § 4
Was passiert mit dem Anspruch auf Rechtsschutz 
bei Versichererwechsel? § 4 a
Welche Kosten übernimmt der Rechtsschutzversicherer? § 5
Wo gilt die Rechtsschutz-Versicherung? § 6

2. Nach welchen Regeln richtet sich das Vertragsverhältnis 
zwischen Rechtsschutzversicherer und Versicherten?

Wann beginnt der Versicherungsschutz? § 7
Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen? § 8
Was ist bei der Zahlung des Beitrages zu beachten? § 9
Welche Entwicklungen können zu einer Anpassung des
Versicherungsbeitrages führen? § 10
Wie wirkt sich eine Veränderung der persönlichen oder sachlichen
Verhältnisse des Versicherten auf den Versicherungsbeitrag aus? § 11
Was geschieht, wenn das versicherte Interesse wegfällt? § 12
In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig gekündigt werden? § 13
Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag? § 14
Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen? § 15
Was ist bei Anzeigen und Erklärungen gegenüber dem Versicherer 
zu beachten? § 16

3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles? § 17
In welchen Fällen kann ein Schiedsgutachter entscheiden, ob die 
Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist? § 18
Innerhalb welcher Frist kann der Rechtsschutzanspruch vor Gericht 
geltend gemacht werden? § 19
Welches Gericht ist für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
zuständig, und welches Recht ist anzuwenden? § 20

4. In welchen Formen wird der Rechtsschutz angeboten?

Verkehrs-Rechtsschutz § 21
Fahrer-Rechtsschutz § 22
Privat-Rechtsschutz für Selbstständige § 23
Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, Rechtsschutz für Firmen 
und Vereine § 24
Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige § 25
Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige § 26
Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz § 27
Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbstständige § 28
Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und 
Grundstücken § 29

1. Inhalt der Versicherung 

§ 1 Aufgaben der Rechtsschutz-Versicherung

Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des
Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen im verein-
barten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 29 ver-
einbart werden. Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz
a) Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht
auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen
Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie
aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und ver-
sorgungsrechtlicher Ansprüche. Darüber hinaus besteht abweichend von § 4
Abs. 1 c) Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen auf-
grund eines schriftlichen Angebotes des Arbeitgebers zur Aufhebung des
Arbeitsvertrages (Aufhebungsvertrag) im Zusammenhang mit einer nichtselbst-
ständigen Tätigkeit des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten
Person. Die Kostenübernahme ist insoweit auf 500 Euro für ausschließlich eine
Interessenwahrnehmung pro Kalenderjahr begrenzt. Im Privatrechtsschutz um-
fasst der Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
als Arbeitgeber bei hauswirtschaftlichen Beschäftigungsverhältnissen.

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnissen,
sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen Rechten, die Grundstücke,
Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldver-
hältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht in den
Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist. Wenn der Vertrag über das Internet
online im eigenen Namen und Interesse geschlossen wird, besteht Versiche-
rungsschutz (Internet-Rechtsschutz), soweit kein Zusammenhang besteht mit
– rassistischen, extremistischen, pornografischen oder sonstigen sitten-

widrigen Angeboten, Äußerungen und Darstellungen,
– dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teil-

nutzungsrechten (Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Ge-
bäudeteilen;

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtlichen
Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten;
erfolgt lediglich eine anwaltliche Vertretung im Widerspruchsverfahren und
wird ein gerichtliches Verfahren nicht eingeleitet, trägt der Versicherer die
gesetzliche Vergütung nach der Anlage 1, Teil 2, Abschnitt 5 zum Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz zuzüglich Auslagen und MWSt., höchstens jedoch
250 Euro.

g) Verwaltungs-Rechtsschutz
aa) in Verkehrssachen für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrs-

rechtlichen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden und vor
Verwaltungsgerichten;

bb) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im privaten Bereich vor
deutschen Verwaltungsgerichten; erfolgt lediglich eine außergerichtliche
anwaltliche Vertretung und wird ein gerichtliches Verfahren nicht eingeleitet,
trägt der Versicherer die gesetzliche Vergütung nach der Anlage 1, Teil 2
zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz zuzüglich Auslagen und Mehr-
wertsteuer, höchstens jedoch 250 Euro.

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz
für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i) Straf-Rechtsschutz
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes
aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festgestellt, dass

der Versicherungsnehmer das Vergehen vorsätzlich begangen hat, ist er
verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Ver-
teidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen
hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige
Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer ein fahrlässiges
Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versicherungsnehmer dagegen vor-
geworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, besteht
rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt
wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat. Es besteht also bei dem Vorwurf
eines Verbrechens kein Versicherungsschutz; ebenso wenig bei dem
Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z. B.
Beleidigung, Diebstahl, Betrug, gefährliche Körperverletzung). Dabei
kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch auf den
Ausgang des Strafverfahrens an. 

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit;

k) Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht
für Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechtsanwaltes in
familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten, wenn
diese nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwaltes
zusammenhängen; hängt der Rat oder die Auskunft mit einer anderen ge-
bührenpflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammen, trägt der Ver-
sicherer die gesetzliche Vergütung bis zu einer halben Gebühr nach der Anlage
2 zu § 13 Abs. 2 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz zuzüglich Mehrwertsteuer,
höchstens jedoch 250 Euro insgesamt.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung
(Mecklenburgische ARB 2009) 0908
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l) Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (Aktiver Straf-Rechtsschutz)
Wenn der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person im privaten
Bereich Opfer einer rechtswidrigen Tat nach 
§§ 174-180, 180b, 181, 182 Strafgesetzbuch (Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung);
§§ 224, 225, 226, 340 Absatz 3 i. V. mit 224, 225, 226 Strafgesetzbuch (Straf-
taten gegen die körperliche Unversehrtheit); 
§§ 234, 234a, 235 und 239 Absatz 3 und 4, 239a, 239b Strafgesetzbuch (Straf-
taten gegen die persönliche Freiheit) oder 
§§ 211, 212, 221 Strafgesetzbuch (Straftaten gegen das Leben) ist, besteht
Versicherungsschutz
aa) für den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene

öffentliche Klage als Nebenkläger;
bb) für die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes als Verletztenbeistand;
cc) für die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes im Rahmen des Täter-Opfer-Aus-

gleichs gemäß § 46a Strafgesetzbuch.

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
(1) in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aus-
sperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizini-
sche Behandlung zurückzuführen sind;

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;
d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken bestimmten

Grundstückes oder vom Versicherungsnehmer oder mitversicherten
Personen nicht selbst zu Wohnzwecken genutzten Gebäudes oder
Gebäudeteiles,

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles,
das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet
oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

cc) der genehmigungspflichtigen baulichen Veränderung eines Grund-
stückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder
Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder das dieser zu er-
werben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

dd) dem Erwerb oder der Veräußerung eines im Ausland gelegenen
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles,

ee) der Finanzierung eines der unter aa) bis dd) genannten Vorhaben;
Abweichend von Absatz 1 d) aa) bis dd) besteht Versicherungsschutz für die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen im
Zusammenhang mit dem Kauf und Einbau einer Küche in eine neu errichtete
oder umgebaute Wohneinheit;

(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf
einer Vertragsverletzung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;
c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsver-

hältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;
d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Ge-

schmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus
geistigem Eigentum:

e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht
f) in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- oder Wettverträgen, Gewinn-

zusagen, Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften sowie dem
Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von Wertpapieren (z. B. Aktien,
Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen,
Beteiligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschaften,
Genossenschaften) und deren Finanzierung;

g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechtes,
soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) besteht;

h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer oder
das für diesen tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder
Gebäudeteilen, sowie wegen Erschließungs- und sonstiger Anlieger-
abgaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für
die Grundstücksversorgung handelt;

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten
b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, soweit

es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von Bediensteten
internationaler oder supranationaler Organisationen aus Arbeitsverhält-
nissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über
das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröffnet
werden soll;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Bau-
gesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen eines Halte-
oder Parkverstoßes;

f) in Verfahren aus dem Bereich des Asyl- und Ausländerrechtes sowie aus
dem Bereich des Rechtes zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Grund-
sicherung für Arbeitsuchende/Sozialhilfe);

g) in Verfahren über die Vergabe von Studienplätzen; in Verwaltungs-
verfahren, in denen es um Subventionsangelegenheiten geht, sowie in
Verwaltungsverfahren, die dem Schutz der Umwelt dienen.

(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungs-
vertrages untereinander, mitversicherter Personen untereinander und mit-
versicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer;

b) sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene Lebens-
partner gleich welchen Geschlechts) untereinander in ursächlichem
Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren Beendigung;

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalles auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder
übergegangen sind;

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten
Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlich-
keiten anderer Personen;

(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang mit
einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich begangenen Straftat besteht.
Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Ver-
sicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen verpflichtet, die der
Versicherer für ihn erbracht hat. 

§ 4 Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles
a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem ersten Ereignis an,

durch das der Schaden verursacht wurde oder verursacht worden sein soll;
b) im Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-

recht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung der Rechtslage
des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person zur Folge hat;

c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungs-
nehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder
Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll.
Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versiche-
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein.
Für die Leistungsarten nach § 2 b) bis g) besteht Versicherungsschutz
jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn
(Wartezeit), soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aufgrund eines Kauf- oder Leasingvertrages über ein fabrik-
neues Kraftfahrzeug handelt.

(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn
maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere Rechts-
schutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder Rechts-
schutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des Ver-
sicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung einge-
treten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt,
beendet ist.

(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn
a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-

rungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 c) aus-
gelöst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Be-
endigung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand
der Versicherung geltend gemacht wird.

(4) Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e)) besteht kein Rechtsschutz,
wenn die tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Ange-
legenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind
oder eingetreten sein sollen.

§ 4 a Versichererwechsel

(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht in Ab-
weichung von § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn
a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-

rungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines Vorver-
sicherers fällt und der Verstoß gem. § 4 Abs. 1 c) erst während der Vertrags-
laufzeit des Versicherungsvertrages eintritt, allerdings nur dann, wenn be-
züglich des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht;

b) der Versicherungsfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt und
der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der
Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber dem Versicherer geltend
gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die
Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
säumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser
Versicherungsschutz besteht; 

c) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e)) die tatsächlichen oder
behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zugrunde liegen-
de Steuer- oder Abgabefestsetzung während der Laufzeit eines Vor-
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versicherers eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der Verstoß
gem. § 4 Abs. 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des Versicherungs-
vertrages eintritt, allerdings nur dann, wenn bezüglich des betroffenen
Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht.

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des Eintritts des
Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens jedoch im Umfang des Vertrages
des Versicherers.

§ 5 Leistungsumfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahrnehmung
rechtlicher Interessen und trägt 
a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für den

Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen
Rechtsanwaltes. Der Versicherer trägt in Fällen, in denen das Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz für die Erteilung eines mündlichen oder schriftli-
chen Rates oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen
gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt, und für die Ausarbeitung
eines Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je
Rechtsschutzfall eine Vergütung bis zu 250 Euro. Wohnt der Ver-
sicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht ent-
fernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Interessen, trägt
der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g) die Kosten in
der I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbevoll-
mächtigten führt;

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung eines für den
Versicherungsnehmer tätigen am Ort des zuständigen Gerichtes an-
sässigen ausländischen oder im Inland zugelassenen Rechtsanwaltes. Im
letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort
der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. § 5 Abs. 1 a) Satz 2 gilt ent-
sprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom
zuständigen Gericht entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für
den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer die Kosten in der 
I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechts-
anwalt führt;
Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall im europäischen
Ausland eingetreten und eine zunächst betriebene Regulierung mit dem
Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Entschädigungsstelle im Inland
erfolglos geblieben, so dass eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig
wird, trägt der Versicherer zusätzlich die Kosten eines inländischen Rechts-
anwaltes bei der Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten
bzw. der Entschädigungsstelle im Inland für dessen gesamte Tätigkeit im
Rahmen der gesetzlichen Gebühren bis zur Höhe von 500 Euro;

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten
des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe der
Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen
Gerichtes erster Instanz entstehen;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der Ent-
schädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwaltungs-
behörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im
Verwaltungswege;

f) die übliche Vergütung
aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer

rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation in Fällen der
– Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkeiten-

verfahren;
– Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Reparatur-

verträgen von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern;
bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der

Geltendmachung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland ein-
getretenen Beschädigung eines Motorfahrzeuges zu Lande sowie
Anhängers;

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem ausländischen
Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vorge-
schrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die
Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen
entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren
Erstattung verpflichtet ist.

(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer zu
tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren
Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten
werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem
diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(3) Der Versicherer trägt nicht
a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht übernommen

hat;
b) Kosten, soweit sie nach einer einverständlichen Erledigung nicht dem

Verhältnis des vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum
erzielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon ab-
weichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

c) Kosten für im Rahmen einer einverständlichen Erledigung mitgeregelte
Forderungen, die selbst nicht streitig waren oder mangels Anspruchs-
grundlage nicht streitig sein konnten (kein Versicherungsfall gem. § 4
Abs. 1);

d) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechts-
schutzfall, es sei denn, es sind lediglich Beratungskosten gem. Anlage 1,
Teil 2, Abschnitt 1 zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz entstanden.

e) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

f) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

g) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer
Geldstrafe oder -buße unter 250 Euro;

h) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der
Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde;

i) im Rahmen von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in Bezug auf Grund-
stücke, Gebäude oder Gebäudeteile die Kosten für eine erforderliche um-
weltbedingte Beseitigung und Entsorgung von Schadstoffen und Abfällen;

j) Kosten, die bei Teileintrittspflicht auf den nicht gedeckten Teil entfallen.
Treffen Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz besteht,
teils nicht, trägt der Versicherer nur den Teil der angefallenen Kosten, der
dem Verhältnis des Wertes des gedeckten Teils zum Gesamtstreitwert
(Quote) entspricht. In den Fällen des § 2 h) bis i) richtet sich der vom
Versicherer zu tragende Kostenanteil nach Gewichtung und Bedeutung der
einzelnen Vorwürfe im Gesamtzusammenhang.

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte
Versicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitver-
sicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei
zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

(5) Der Versicherer sorgt für
a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des

Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen
und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für
eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend
a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-

Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k)) für Notare;
b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e)) für Angehörige der steuer-

beratenden Berufe;
c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige

rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich

(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln
oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich
gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder
behördliches Verfahren eingeleitet werden würde.

(2) Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des Geltungsbereiches
nach Absatz 1 (also weltweit) trägt der Versicherer nach § 5 Abs.1 die Kosten
bis zu einem Höchstbetrag von 80.000 Euro für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen bei Rechtsschutzfällen, die dort während eines längstens zehn
Wochen dauernden Aufenthaltes eintreten, und zwar im Schadenersatz-
Rechtsschutz (§ 2 a)), im Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d))
nur für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einem Vertrag über den
vorübergehenden Gebrauch eines gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande
sowie Anhängers (Selbstfahrer-Vermietfahrzeug) und anlässlich eines Verkehrs-
unfallereignisses im Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)) und Ordnungswidrigkeiten-
Rechtsschutz (§ 2 j)). Kosten bis zu dieser Höhe werden auch für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus Verträgen übernommen, die über das Inter-
net abgeschlossen wurden (gemäß § 2 d)), soweit eine Interessenwahrnehmung
außerhalb des Geltungsbereichs gemäß § 6 Abs. 1 notwendig ist.
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2. Versicherungsverhältnis

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine verein-
barte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 Dauer und Ende des Vertrages

(1) Vertragsdauer
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag
um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zuge-
gangen ist.

(3) Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum
Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt 
werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

§ 9 Beitrag

A. Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder einmaliger Beitrag 

(1) Fälligkeit der Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Ist Zahlung des Jahres-
beitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten
Jahresbeitrags.

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz
erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat.

(3) Rücktritt
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 

(1) Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

(2) Verzug
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu
vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist be-
stimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Absätzen 4 und 5
mit dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver-
sicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf
hingewiesen wurde.

(5) Kündigung
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der

Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungs-
aufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

(1) Rechtzeitige Zahlung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden
kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht wider-
spricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom
Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungs-
aufforderung des Versicherers erfolgt. 

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungs-
nehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Über-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in
Textform aufgefordert worden ist.

E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausste-
henden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung
einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche
Beitragszahlung verlangen.

F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

§ 10 Beitragsanpassung

(1) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden Jahres, um
welchen Vomhundertsatz sich für die Rechtsschutz-Versicherung das
Produkt von Schadenhäufigkeit und Durchschnitt der Schadenzahlungen
einer genügend großen Zahl der die Rechtsschutz-Versicherung betreiben-
den Versicherer im vergangenen Kalenderjahr erhöht oder vermindert hat.
Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in diesem
Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle, geteilt durch die Anzahl der im
Jahresmittel versicherten Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen
eines Kalenderahres gilt die Summe der Zahlungen, die für alle in diesem
Jahr erledigten Rechtsschutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch
die Anzahl dieser Rechtsschutzfälle. Veränderungen der Schadenhäufigkeit
und des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leistungs-
verbesserungen herrühren, werden bei den Feststellungen des Treuhänders
nur bei denjenigen Verträgen berücksichtigt, in denen sie in beiden
Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge
gemäß den §§ 21 und 22,
gemäß den §§ 23, 24, 25 und 29,
gemäß den §§ 26 und 27,
gemäß § 28
nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils unter-
schieden nach Verträgen mit und ohne Selbstbeteiligung.

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz unter 5,
unterbleibt eine Beitragsänderung. Der Vomhundertsatz ist jedoch in den
folgenden Jahren mitzuberücksichtigen.
Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhundertsatz, ist
dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nächstniedrige durch 2,5 teil-
bare Zahl abzurunden.
Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Ver-
minderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den abgerundeten Vom-
hundertsatz zu verändern. Der erhöhte Beitrag darf den zum Zeitpunkt der
Erhöhung geltenden Tarifbeitrag nicht übersteigen.

(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmenseigenen Zahlen
des Versicherers zu ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei Jahren, in
denen eine Beitragsanpassung möglich war, geringer erhöht, als er vom Treu-
händer für diese Jahre festgestellt wurde, so darf der Versicherer den Folge-
jahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemäß Absatz 2 nur um
den im letzten Kalenderjahr nach seinen Zahlen ermittelten Vomhundertsatz
erhöhen. Diese Erhöhung darf diejenige nicht übersteigen, die sich nach
Absatz 3 ergibt.
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(5) Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 1. Oktober des
Jahres, in dem die Ermittlungen des Treuhänders erfolgten, fällig werden. Sie
unterbleibt, wenn seit dem im Versicherungsschein bezeichneten Ver-
sicherungsbeginn für den Gegenstand der Versicherung noch nicht ein Jahr
abgelaufen ist.

(6) Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die
Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Ver-
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem
Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Ver-
sicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht.

§ 11 Änderung der für die Beitragsbemessung wesentlichen Umstände

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Ver-
sicherers einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der
Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an für die hierdurch entstandene
höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach
dem Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht übernom-
men, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen.
Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent
oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses
Kündigungsrecht hinzuweisen.

(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des
Versicherers einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann
der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an nur noch den geringeren
Beitrag verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem
Versicherer später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag
erst von Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monates nach
Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen
Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich
unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die
Angaben dem Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der Ver-
sicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, dem Versicherer
war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das
Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat
der Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleich-
wohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Frist
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.
Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr
weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch den Umfang der Leistung des
Versicherers ursächlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die Gefahr
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als vereinbart anzusehen
ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 12 Wegfall des versicherten Interesses

(1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse
nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm der
Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zum
Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre.

(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungs-
schutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am
Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des
Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nächst-
fällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag
bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat
oder für den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versicherungs-
nehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die Aufhebung des
Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete,
selbstgenutzte Wohnung oder das selbstgenutzte Einfamilienhaus, geht der
Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutz-
fälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst
nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt für
Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen
geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

(4) Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine gewerbliche,
freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit selbst nutzt, findet Absatz
3 entsprechende Anwendung, wenn das neue Objekt nach dem Tarif des
Versicherers weder nach Größe, noch nach Miet- oder Pachthöhe einen
höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt. 

§ 13 Kündigung nach Versicherungsfall

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflichtet
ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kündigen.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb von
zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungsnehmer
und der Versicherer nach Anerkennung der Leistungspflicht für den zweiten oder
jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen.

(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach
Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Aner-
kennung der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein.
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim
Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 14 Gesetzliche Verjährung

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die
Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in
Textform zugeht.

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils
bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28 oder im Versicherungsschein
genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für
Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung oder Tötung des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft Gesetzes
zustehen.

(2) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betreffenden
Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann jedoch wider-
sprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehelicher/einge-
tragener Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen. Anschriftenänderung

(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei
Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend
für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die
Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechende Anwendung.
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3. Rechtsschutzfall

§ 17 Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls

(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für den Versicherungsnehmer
nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, kann er den zu beauf-
tragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren
Vergütung der Versicherer nach § 5 Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer
wählt den Rechtsanwalt aus,
a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;
b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem

Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig
erscheint.

(2) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauf-
tragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht ver-
antwortlich.

(3) Macht der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzanspruch geltend, hat er
den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände
des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und
Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

(4) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehen-
den Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen
zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den
Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maß-
nahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechts-
schutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

(5) Der Versicherungsnehmer hat
a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt

vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten, ihm
die Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die
notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegen-
heit zu geben;

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,
aa) vorab nur einen Teil der Ansprüche einzuklagen und die etwa nötige

gerichtliche Geltendmachung der restlichen Ansprüche bis zur
Rechtskraft der Entscheidung über die Teilansprüche zurückzustel-
len;

bb) vor Erhebung von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln die
Zustimmung des Versicherers einzuholen;

cc) vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen
Verfahrens abzuwarten, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann;

dd) alles zu vermeiden, was eine unnötige Erhöhung der Kosten oder
eine Erschwerung ihrer Erstattung durch die Gegenseite verursachen
könnte.

(6) Wird eine der in den Absätzen 3 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätzlich
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilwei-
se Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver-
letzt hat.

(7) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem Ein-
verständnis des Versicherers abgetreten werden.

(8) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von
Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf
diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen Unter-
lagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen und bei
dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem
Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer
zurückzuzahlen. 

§ 18 Schiedsgutachten bei Ablehnung des Rechtsschutzes 

durch den Versicherer

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab,
a) weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraus-

sichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben Miss-
verhältnis zum angestrebten Erfolg steht oder

b) weil in den Fällen des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat,

ist dies dem Versicherungsnehmer unverzüglich unter Angabe der Gründe
schriftlich mitzuteilen.

(2) Mit der Mitteilung über die Rechtsschutzablehnung ist der Versicherungs-
nehmer darauf hinzuweisen, dass er, soweit er der Auffassung des Ver-
sicherers nicht zustimmt und seinen Anspruch auf Rechtsschutz aufrechter-
hält, innerhalb eines Monates die Einleitung eines Schiedsgutachterverfahrens
vom Versicherer verlangen kann. Mit diesem Hinweis ist der Versicherungs-
nehmer aufzufordern, alle nach seiner Auffassung für die Durchführung des
Schiedsgutachterverfahrens wesentlichen Mitteilungen und Unterlagen inner-
halb der Monatsfrist dem Versicherer zuzusenden. Außerdem ist er über die
Kostenfolgen des Schiedsgutachterverfahrens gemäß Absatz 5 und über die
voraussichtliche Höhe dieser Kosten zu unterrichten.

(3) Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines Schiedsgutachter-
verfahrens, hat der Versicherer dieses Verfahren innerhalb eines Monates ein-
zuleiten und den Versicherungsnehmer hierüber zu unterrichten. Sind zur
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers Fristen
zu wahren und entstehen hierdurch Kosten, ist der Versicherer verpflichtet,
diese Kosten in dem zur Fristwahrung notwendigen Umfang bis zum Abschluss
des Schiedsgutachterverfahrens unabhängig von dessen Ausgang zu tragen.
Leitet der Versicherer das Schiedsgutachterverfahren nicht fristgemäß ein, gilt
seine Leistungspflicht in dem Umfang, in dem der Versicherungsnehmer den
Rechtsschutzanspruch geltend gemacht hat, als festgestellt.

(4) Schiedsgutachter ist ein seit mindestens fünf Jahren zur Rechtsanwaltschaft
zugelassener Rechtsanwalt, der von dem Präsidenten der für den Wohnsitz des
Versicherungsnehmers zuständigen Rechtsanwaltskammer benannt wird. Dem
Schiedsgutachter sind vom Versicherer alle ihm vorliegenden Mitteilungen und
Unterlagen, die für die Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens wesent-
lich sind, zur Verfügung zu stellen. Er entscheidet im schriftlichen Verfahren;
seine Entscheidung ist für den Versicherer bindend.

(5) Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens trägt der Versicherer, wenn der
Schiedsgutachter feststellt, dass die Leistungsverweigerung des Versicherers
ganz oder teilweise unberechtigt war. War die Leistungsverweigerung nach dem
Schiedsspruch berechtigt, trägt der Versicherungsnehmer seine Kosten und die
des Schiedsgutachters. Die dem Versicherer durch das Schiedsgutachter-
verfahren entstehenden Kosten trägt dieser in jedem Falle selbst.

§ 19

– entfällt –

§ 20 Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht

(1) Klagen gegen den Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich
die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommandit-
gesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene
Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers
Ist der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versicherungsnehmers im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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4. Formen des Versicherungsschutzes

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder während
der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem
Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz
erstreckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder
berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß
Absatz 1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder,
Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge,
Omnibusse sowie Anhänger.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungs-
schutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein bezeichnete Motorfahr-
zeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhänger (Fahrzeug)
besteht, auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder
nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind.

(4) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Rechtsschutz im Vertrags- u. Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ).

(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen werden.

(6) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der
Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeugen
zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch
bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungs-
nehmer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen werden.

(7) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags-
und Sachenrecht für den Versicherungsnehmer auch bei der Teilnahme am
öffentlichen Verkehr in seiner Eigenschaft als
a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen

oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist,
b) Fahrgast,
c) Fußgänger und
d) Radfahrer.

(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen
Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen
diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(9) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein
Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer zugelassen und nicht mehr auf
seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der
Versicherungsnehmer unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung des
Beitrages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrages mit
sofortiger Wirkung verlangen.

(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf
sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die
Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug). Der Rechts-
schutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fällen auf den
Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des Folgefahrzeuges
zugrunde liegt.
Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist dem Versicherer
innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur, wenn der
Versicherungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht  ohne Verschulden
oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen diese
Obliegenheiten ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 

Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden
Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der
Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 

§ 22 Fahrer-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannte Person
bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in ihrer Eigenschaft als Fahrer jedes
Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers (Fahr-
zeug), das weder ihr gehört noch auf sie zugelassen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der Versicherungsschutz
besteht auch bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr als Fahrgast, Fuß-
gänger und Radfahrer.

(2) Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle Kraft-
fahrer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für das Unternehmen vereinbaren.
Diese Vereinbarung können auch Betriebe des Kraftfahrzeughandels und -hand-
werks, Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehörigen treffen.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ).

(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande auf die im Ver-
sicherungsschein genannte Person zugelassen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehen, wandelt sich der Versicherungs-
schutz in einen solchen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Erwerb dieses
Motorfahrzeuges zu Lande ist eingeschlossen.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur, wenn der
Fahrer von  diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine
Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Fahrers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Weist der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt
der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6) Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein genannte Person
länger als sechs Monate keine Fahrerlaubnis mehr, endet der Versicherungs-
vertrag. Zeigt der Versicherungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis späte-
stens innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, endet
der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht die Anzeige
später beim Versicherer ein, endet der Versicherungsvertrag mit Eingang der
Anzeige.

§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen ehe-
lichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB, wenn einer oder beide eine
gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit ausüben,
a) für den privaten Bereich,
b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen Tätigkeit.

(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten, volljährigen
Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres, letztere jedoch längstens bis
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),
Verwaltungs-Rechtsschutz im Privatbereich (§ 2 g) bb),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),
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Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§ 2 k),
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht,
Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (§ 2 l ).

(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und
Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie
Anhängers.

(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner
nicht mehr gewerblich, freiberuflich oder sonstig selbstständig tätig oder wird
von diesen keine der vorgenannten Tätigkeiten mit einem Gesamtumsatz von
mehr als 15.000 Euro – bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausgeübt,
wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in einen
solchen nach § 25 um.

§ 24 Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, 

Rechtsschutz für Firmen und Vereine

(1) Versicherungsschutz besteht
a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche

oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers. Mit-
versichert sind die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer;

b) für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und Mitglieder,
soweit diese im Rahmen der Aufgaben tätig sind, die ihnen gemäß der
Satzung obliegen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz
Der Versicherungsschutz umfasst für den Versicherungsnehmer
in Ausübung seiner selbständigen Tätigkeit auch die Abwehr von
Ansprüchen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (§ 2 b),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ).

(3) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer
eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers.

(4) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versiche-
rungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für
Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb eines Jahres nach der Beendigung
des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Ver-
sicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen.

§ 25 Privat- und Berufsrechtsschutz für Nichtselbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und den beruflichen Bereich des
Versicherungsnehmers und seines ehelichen/eingetragenen oder im Versiche-
rungsschein genannten sonstigen Lebenspartners im Sinne des § 3 Abs. 4 b)
ARB, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige
Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 15.000 Euro – bezogen auf
das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht unab-
hängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im
Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten volljährigen
Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres, letztere jedoch längstens bis
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),
Verwaltungs-Rechtsschutz im Privatbereich (§ 2 g) bb),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§ 2 k),
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht,
Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (§ 2 l ).

(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer
eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers.

(5) Haben der Versicherungsnehmer und / oder der mitversicherte Lebenspartner
eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem
Gesamtumsatz von mehr als 15.000 Euro im letzten Kalenderjahr aufgenom-
men oder übersteigt deren aus einer solchen Tätigkeit im letzten Kalenderjahr
erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 15.000 Euro, wandelt sich der Ver-
sicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 23 um.

§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen Bereich des Ver-
sicherungsnehmers und seines ehelichen/eingetragenen oder im Versiche-
rungsschein genannten sonstigen Lebenspartners im Sinne des § 3 Abs. 4 b)
ARB, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige
Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 15.000 Euro – bezogen auf
das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht unab-
hängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im
Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten. 

(2) Mitversichert sind 
a) die minderjährigen Kinder,
b) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebens-

jahres, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erst-
malig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür
ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nach-
folgenden Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter,
Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu
Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug).

c) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner
oder die minderjährigen Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem
Personenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängern. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§ 2 k),
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht,
Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (§ 2 l ).

(4) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahr-
zeuges zu Wasser oder in der Luft. 

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen
Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen
diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6) Haben der Versicherungsnehmer und / oder der mitversicherte Lebenspartner
eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit
einem Gesamtumsatz von mehr als 15.000 Euro im letzten Kalenderjahr aufge-
nommen oder übersteigt deren aus einer der vorgenannten selbstständigen
Tätigkeit im letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag von
15.000 Euro, wandelt sich der Versicherungsschutz ab dem Eintritt dieser
Umstände in einen solchen nach § 21 Absätze 1 und 4 bis 9 – für die auf den
Versicherungsnehmer zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge – und § 23 um. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch innerhalb von sechs Monaten nach der Umwandlung
die Beendigung des Versicherungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er
diese später als zwei Monate nach Eintritt der für die Umwandlung des
Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Versicherungs-
schutz nach § 21 erst mit Eingang der entsprechenden Erklärung des
Versicherungsnehmers. 
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(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande und kein
Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten
Lebenspartner oder die minderjährigen Kinder zugelassen oder auf deren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der Ver-
sicherungsnehmer verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen
nach § 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt automatisch ein,
wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und der Versicherungsnehmer,
dessen mitversicherter Lebenspartner und die minderjährigen Kinder zusätz-
lich keine Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung des
Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Versicherer später als
zwei Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung des
Versicherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige.

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht für den beruflichen Bereich des Versicherungs-
nehmers als Inhaber des im Versicherungsschein bezeichneten land- oder
forstwirtschaftlichen Betriebes sowie für den privaten Bereich und die
Ausübung nichtselbstständiger Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind
a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein genannte

sonstige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4b) ARB des Versiche-
rungsnehmers,

b) die minderjährigen Kinder,
c) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebens-

jahres, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig
eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein
leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nachfolgen-
den Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter,
Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu
Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug),

d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner
oder die minderjährigen Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Per-
sonenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängern,

e) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungs-
nehmers tätigen und dort wohnhaften Mitinhaber sowie deren ehe-
liche/eingetragene oder im Versicherungsschein genannte sonstige
Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB und die minderjährigen
Kinder dieser Personen,

f) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungs-
nehmers wohnhaften Altenteiler sowie deren eheliche/eingetragene oder
im Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner im Sinne des
§ 3 Abs. 4b) ARB und die minderjährigen Kinder dieser Personen,

g) die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten Personen in
Ausübung ihrer Tätigkeit für den Betrieb.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz
Der Versicherungsschutz umfasst für den Versicherungsnehmer
in Ausübung seiner selbständigen Tätigkeit auch die Abwehr von
Ansprüchen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (§ 2 b),
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz
für land- oder forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile (§ 2 c),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§ 2 k),
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht,
Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (§ 2 l).

(4) Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen, Krafträder oder land-
oder forstwirtschaftlich genutzte Fahrzeuge handelt, besteht kein Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber,
Mieter und Leasingnehmer von Fahrzeugen.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen
Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen
diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der

Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht
a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche

oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers,
b) für den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungsschein genannte

Person auch im privaten Bereich und für die Ausübung nichtselbstständiger
Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind 
a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein genannte

sonstige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB des Versiche-
rungsnehmers oder der gemäß Abs. 1 b) genannten Person,

b) die minderjährigen Kinder,
c) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebens-

jahres, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erst-
malig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür
ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nach-
folgenden Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter,
Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu
Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug),

d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer
auf den Versicherungsnehmer, die in Absatz 1 genannte Person, deren
mitversicherte Lebenspartner oder auf deren minderjährige Kinder zuge-
lassenen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehenen oder von diesem Personenkreis als Selbstfahrer-Vermiet-
fahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges
zu Lande sowie Anhängern,

e) die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in Ausübung ihrer
beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz
Der Versicherungsschutz umfasst für den Versicherungsnehmer
in Ausübung seiner selbständigen Tätigkeit auch die Abwehr von
Ansprüchen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (§ 2 b),
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz für im 
Versicherungsschein bezeichnete selbst genutzte Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile, (§ 2 c),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht
für den privaten Bereich, die Ausübung nichtselbstständiger 
Tätigkeiten und im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von
Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern, (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten für den privaten Bereich, 
die Ausübung nichtselbstständiger Tätigkeiten und im 
Zusammenhang mit der Eigenschaft als Eigentümer, Halter, 
Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Motorfahrzeugen 
zu Lande sowie Anhängern, (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§ 2 k),
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht,
Rechtsschutz für Opfer von Gewalttaten (§ 2 l).

(4) Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz kann ausgeschlossen werden.

(5) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahr-
zeuges zu Wasser oder in der Luft.

(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen
Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen
diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
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fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(7) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versiche-
rungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für
Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb eines Jahres nach der Beendigung
des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Ver-
sicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen. 

§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen 

und Grundstücken

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im
Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als
a) Eigentümer
b) Vermieter,
c) Verpächter,
d) Mieter,
e) Pächter,
f) Nutzungsberechtigter
von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungsschein
bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahr-
zeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2) Besteht Versicherungsschutz als Eigentümer eines Einfamilienhauses, ist der
Rechtsschutz als Vermieter für eine in dem Einfamilienhaus befindliche Ein-
liegerwohnung eingeschlossen, wenn die Bruttojahresmiete für die Einlieger-
wohnung nicht 3.000 Euro übersteigt.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e).

Standardklauseln

Klausel Nr. 1 zu § 24 Absatz 3 Mecklenburgische ARB 2009

Rechtsschutz für das Kraftfahrzeuggewerbe

Für Betriebe des Kraftfahrzeughandels/-handwerks und Fahrschulen besteht ab-
weichend von § 24 Absatz 3 Verkehrs-Rechtsschutz gemäß § 21 Absätze 1, 4, 7
und 8 für alle auf den Versicherungsnehmer zugelassenen, auf seinen Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder in seinem Eigentum stehen-
den Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger und Fahrer-Rechtsschutz gemäß
§ 22 Absätze 2, 3, und 5.
Ausgeschlossen ist im Rahmen des § 21 Absatz 4 der Rechtsschutz im Vertrags-
und Sachenrecht für Motorfahrzeuge, die nicht auf den Versicherungsnehmer, nur
mit einem roten Kennzeichen oder offensichtlich nicht zum Eigengebrauch
(Tageszulassung) zugelassen sind, Motorfahrzeuge, die dem Zwecke der
Vermietung dienen, sowie die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus
Versicherungsverträgen. 

Klausel Nr. 2 zu §§ 25, 26 Mecklenburgische ARB 2009 

(gilt ab ARB 2009)

Im Senioren-Tarif (55plus) umfasst der Versicherungsschutz

a) Beratungs-Rechtsschutz für Vorsorgeverfügungen
Vorsorgeverfügungen in diesem Sinne sind die Patientenverfügung, die
Betreuungsverfügung und die Vorsorgevollmacht.
Versichert ist der erste Rat oder die erste Auskunft eines in Deutschland
zugelassenen Rechtsanwaltes oder Notars, unabhängig von den Voraus-
setzungen des § 4 Abs. 1 ARB. Kosten werden maximal bis 250 Euro für
maximal eine Beratung pro Kalenderjahr erstattet.
Der vereinbarte Selbstbehalt wird hierbei nicht in Abzug gebracht;

b) Rechtsschutz im Betreuungsverfahren
Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers als
Betroffener im unmittelbaren Zusammenhang mit einer Anordnung gemäß 
§§ 1896 ff BGB, aufgrund der für den Versicherungsnehmer ein Betreuer
bestellt werden soll. Rechtsschutz besteht ab Einleitung des Verfahrens einer
Betreuungsanordnung vor einem Gericht in Deutschland.

Klausel Nr. 3 zu § 27 Mecklenburgische ARB 2009

(gilt ab ARB 2009)

Sonderbedingungen für den Cross Compliance-Rechtsschutz (CCR)

§ 1 Versicherungsgegenstand
Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im
Zusammenhang mit Verfahren, die Kürzungen von landwirtschaftlichen

Direktzahlungen gemäß Art. 2 d) EG-Verordnung Nr. 1782/2003 wegen eines
tatsächlichen oder behaupteten Verstoßes gegen Vorschriften in den Be-
reichen Umwelt, Futtermittel- und Lebensmittelsicherheit sowie Tiergesund-
heit und Tierschutz (Cross Compliance) betreffen.
Die Bestimmungen der §§ 1 bis 20 ARB finden Anwendung, soweit nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist.

§ 2 Versicherte Personen; mitversicherte Unternehmen
Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und die im
Versicherungsschein genannten Mitinhaber nur für den versicherten Betrieb.
Alle hinsichtlich des Versicherungsnehmers geltenden Bestimmungen sind
sinngemäß für oder gegen Mitversicherte anzuwenden.

§ 3 Umfang der Versicherung
Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers vor deutschen Verwaltungsgerichten
der ersten Instanz im Zusammenhang mit einer gegen den Versicherungs-
nehmer verhängten Kürzung beantragter bzw. bereits empfangener Direkt-
zahlungen; der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn rechtskräftig
festgestellt wird, dass ein Verstoß gegen Vorschriften nach § 1 vorsätzlich
begangen wurde. Bereits erbrachte Leistungen sind dann an den Versicherer
zurückzuzahlen; dies gilt auch bei vorsätzlichem Verhalten Dritter, das dem
Versicherten zuzurechnen ist.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz (Rechtsschutzfall)
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles
innerhalb des versicherten Zeitraums. Als Rechtsschutzfall gilt der tatsächli-
che oder behauptete Verstoß des Versicherungsnehmers gegen Vorschriften
nach § 1, der von der Behörde als Grundlage für die Kürzung von Direkt-
zahlungen herangezogen wird. Bei mehreren – gleichartigen oder ungleich-
artigen – Verstößen ist der erste Verstoß maßgebend, bei einem Dauer-
verstoß dessen Beginn.

§ 5 Leistungsumfang
(1) Der Versicherer trägt

a) die dem Versicherungsnehmer auferlegten Kosten des vom Rechtsschutz
umfassten Gerichtsverfahrens einschließlich der Entschädigung für
Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden;

b) die gesetzliche Vergütung eines für den Versicherungsnehmer tätigen
Rechtsanwaltes; 

c) die Kosten für notwendige Reisen des für den Versicherungsnehmer
tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen Gerichts;

d) die der Gegenseite durch die Wahrnehmung deren rechtlicher
Interessen im Gerichtsverfahren entstandenen gesetzlichen Kosten,
soweit der Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist.

(2) Der Versicherer trägt nicht die für jeden Rechtsschutzfall vereinbarte
Selbstbeteiligung in Höhe von 500 Euro.

§ 6 Versicherungssumme
Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall bis zu der im Versicherungs-
vertrag vereinbarten Versicherungssumme. Die Versicherungssumme bildet
zugleich die Höchstleistung für alle zeitlich und ursächlich zusammenhängen-
den Rechtsschutzfälle.

§ 7 Örtlicher Geltungsbereich
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Rechtsschutzfälle, die in Europa
eintreten, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Deutschland
erfolgt und ein deutsches Gericht zuständig ist.

Klausel Nr. 4 zu §§ 24, 27, 28 Mecklenburgische ARB 2009 

(gilt ab ARB 2009)

Sonderbedingungen für den erweiterten Straf-Rechtsschutz

§ 1 Versicherte Personen
(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und die im

Versicherungsschein genannten natürlichen oder juristischen Personen
(Mitversicherte) in Ausübung und im unmittelbaren Zusammenhang mit
der im Versicherungsschein bezeichneten Tätigkeit.

(2) Ändert der Versicherungsnehmer seine im Versicherungsschein bezeich-
nete Tätigkeit, erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die neue
Tätigkeit, wenn der Versicherungsnehmer die Änderung seiner Tätigkeit
innerhalb von zwei Monaten nach deren Aufnahme anzeigt. Erfolgt die
Anzeige später, erstreckt sich der Versicherungsschutz auf die neue
Tätigkeit erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige beim Ver-
sicherer. § 11 ARB bleibt unberührt.

§ 2 Umfang der Versicherung
Der Versicherungsschutz umfasst:
a) Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige Be-
gehung strafbar ist;

bb) eines nur vorsätzlich begehbaren Vergehens.
Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherte das Vergehen vorsätzlich
begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die
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dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen Ver-
haltens getragen hat. Werden dem Versicherten mehrere Vorsatzvergehen
zur Last gelegt und wird er wegen mindestens eines Vorsatzvergehens
rechtskräftig verurteilt, so sind auch die Kosten für die Verteidigung wegen
der übrigen Vorsatzvergehen zu erstatten.
b) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des

Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit; 
c) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz für die Verteidigung in Disziplinar-

und Standesrechtsverfahren;
d) Versicherungsschutz für die Stellungnahme eines Rechtsanwalts, die im

Interesse des versicherten Unternehmens notwendig wird, weil sich ein
Ermittlungsverfahren auf das versicherte Unternehmen bezieht, ohne dass
bestimmte Betriebsangehörige beschuldigt werden (Firmenstellungnahme);

e) Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt bei der Vernehmung einer
versicherten Person als Zeuge, wenn diese Person die Gefahr einer
Selbstbelastung annehmen muss (Zeugenbeistand).

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten
(1) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Verteidigung gegen den

Vorwurf der Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift.
(2) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Verteidigung gegen den

Vorwurf
– der Verletzung der Strafbestimmungen des Betruges, der Unter-

schlagung und der Untreue, wenn die Wahrung fremder Vermögens-
interessen der wesentliche Inhalt der Berufstätigkeit des Versiche-
rungsnehmers ist

– der vorsätzlichen Verletzung von Strafbestimmungen, wenn das
Verhalten des Beschuldigten offensichtlich bewusst auf die
Schädigung eines anderen angelegt war.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles
innerhalb des versicherten Zeitraumes. Als Rechtsschutzfall gilt
a) für die Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren die Einleitung eines

Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten. Ein Ermittlungsverfahren
gilt als eingeleitet, wenn es bei der zuständigen Behörde als solches ver-
fügt ist;

b) für den Zeugenbeistand die mündliche oder schriftliche Aufforderung an
den Versicherten zur Zeugenaussage;

c) für die standes- und disziplinarrechtlichen Verfahren die Einleitung eines
standes- oder disziplinarrechtlichen Verfahrens gegen den Versicherten.

Wird in demselben Ermittlungsverfahren gegen mehrere Versicherte ermittelt
oder werden in demselben Ermittlungs-, Straf- oder Ordnungswidrigkeiten-
verfahren mehrere Versicherte zur Zeugenaussage aufgefordert, handelt es
sich um denselben und nicht jeweils einen neuen Rechtsschutzfall.

§ 5 Leistungsumfang
(1) Der Versicherer trägt

a) die dem Versicherten auferlegten Kosten der vom Rechtsschutz
umfassten Verfahren;

b) die angemessenen Kosten eines für den Versicherten tätigen
Rechtsanwalts, höchstens jedoch für jede zu verteidigende Person
das Fünffache der gesetzlichen Höchstgebühren nach dem Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz (RVG);

c) die angemessenen Kosten für notwendige Reisen des für den Ver-
sicherten tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen
Gerichts oder den Sitz der Ermittlungsbehörde, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist;

d) die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag ge-
gebenen Sachverständigengutachten, die für seine Verteidigung
erforderlich sind bis zum Fünffachen der Höchstentschädigung nach
dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG), maximal
je Rechtsschutzfall 100.000 Euro;

e) die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Nebenkläger täti-
gen Rechtsanwaltes, soweit der Versicherte durch deren Übernahme
eine Einstellung des gegen ihn anhängigen Strafverfahrens erreicht
hat, obwohl ein hinreichender Tatverdacht fortbestand;

f) die Reisekosten des Versicherten an den Ort des zuständigen aus-
ländischen Gerichts gemäß § 5 Abs. 1 g ARB;

g) die gesetzlichen Gebühren für die verwaltungsrechtliche Tätigkeit
eines vom Versicherten beauftragten Anwaltes zur Unterstützung der
Verteidigung in einem eingeleiteten und vom Versicherungsschutz
umfassten Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren.

(2) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sorgt der Versicherer für
a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen

des Versicherten im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen
und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der im Versicherungs-
schein vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden muss,
um den Versicherten einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu
verschonen. Zur Rückzahlung der vom Versicherer geleisteten
Kaution ist neben dem beschuldigten Versicherten auch der Ver-
sicherungsnehmer verpflichtet, sofern er mit der Kautionsleistung des
Versicherers einverstanden war.

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Rechtsschutzfälle, die in Europa
eingetreten sind und für die in diesem Bereich der Gerichtsstand ist.

§ 7 Anzuwendendes Recht
Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten die
Bestimmungen der §§ 1 bis 20 ARB.

Spezialklauseln
(gelten nur, soweit vereinbart)

Klausel Nr. 1 zu § 21 Mecklenburgische ARB 2009

Verkehrs-Rechtsschutz für Familien

Abweichend von § 21 Absatz 1 Satz 1 ARB besteht der Versicherungsschutz für den
Versicherungsnehmer, den ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein
genannten sonstigen Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB und die minder-
jährigen Kinder in ihrer Eigenschaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Vertrags-
abschluss oder während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen oder auf ihren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen und als Mieter jedes von
ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch ge-
mieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers, soweit diese Fahrzeuge
privat genutzt werden und weder der Versicherungsnehmer noch der mitversicherte
Lebenspartner selbstständig tätig sind.
Ebenso erstreckt sich der Versicherungsschutz gemäß § 21 Absatz 6 und 7 ARB
auf den oben genannten Personenkreis.
Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner eine
gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem
Gesamtumsatz von mehr als 15.000 Euro im letzten Kalenderjahr aufgenommen
oder übersteigt deren aus einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten im
letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 15.000 Euro, wandelt
sich der Versicherungsschutz ab dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen
nach § 21 Absätze 1 und 4 bis 9 – für die auf den Versicherungsnehmer zuge-
lassenen oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen ver-
sehenen Fahrzeuge – um. Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb von
sechs Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Versicherungs-
schutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er dies später als zwei Monate nach
Eintritt der für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen
Tatsachen, endet der Versicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der ent-
sprechenden Erklärung des Versicherungsnehmers.

Klausel Nr. 2 zu § 28 Mecklenburgische ARB 2009 

(gilt ab ARB 2009)

Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte von Selbständigen

1) Der Versicherungsschutz gemäß § 2 d ARB umfasst auch die gerichtliche
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen, die im
unmittelbaren Zusammenhang mit den Büro-, Praxis-, Betriebs- oder Werkstatt-
räumen des Versicherungsnehmers und ihrer Einrichtungen stehen (Hilfs-
geschäfte).

2) Kein Rechtsschutz besteht jedoch für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
a) aus Versicherungsverträgen und Darlehens- oder Finanzierungsverträgen

aller Art;
b) aus dem Bereich des Handelsvertreterrechtes und des Maklerrechtes;
c) aus Miet-, Pacht-, Leasing- und vergleichbaren Nutzungsverhältnissen

sowie der Anschaffung, Veräußerung, Finanzierung oder Belastung von
Grundstücken, Gebäuden, Betrieben, Praxen oder Teilen hiervon;

d) aus schuldrechtlichen Verträgen, die nicht bloße Hilfsgeschäfte zur eigent-
lichen Tätigkeit des Betriebes oder der Berufsausübung sind, wie z. B.
Erwerb oder Reparatur von Produktionsmaschinen.

3) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles
gemäß § 4 Abs. 1 c), 2 und 3 ARB, wenn dieser nach Ablauf von drei Monaten
nach Versicherungsbeginn (Wartezeit) innerhalb des versicherten Zeitraums
eingetreten ist.

4) Es gilt die im Versicherungsschein genannte Selbstbeteiligung, die Versiche-
rungssumme je Rechtsschutzfall beträgt höchstens 50.000 Euro.

5) Der Versicherungsschutz besteht im Geltungsbereich Europa gemäß § 6 
Abs. 1 ARB; § 6 Abs. 2 findet keine Anwendung.



– 17 –

Letzte Änderungen genehmigt durch Verfügung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht vom 6.10.2006 Gesch.-Z.: VA 34 – VU 5412 – 2006/1

Satzung

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Die Gesellschaft führt die Firma Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft auf
Gegenseitigkeit. Sie hat Ihren Sitz in Neubrandenburg und Hannover. Geschäfts-
gebiet ist das In- und Ausland. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Bekannt-
machungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

§ 2
Gegenstand des Unternehmens ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb aller
Versicherungszweige, jedoch der Lebens-, Kranken- und Kreditversicherung nur in
der aktiven Rückversicherung. Neben Versicherungsgeschäften betreibt die Gesell-
schaft nur Geschäfte, die hiermit in unmittelbarem Zusammenhang stehen.

II. Mitgliedschaft

§ 3
Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Abschluss eines Versicherungsvertrages mit der
Gesellschaft und endet mit dessen Ablauf. Ausnahmsweise können Versicherungs-
verträge mit der Bestimmung abgeschlossen werden, dass der Versicherungsnehmer
nicht Mitglied wird. Auf solche Versicherungen dürfen zusammen höchstens 15 %
der Beitragseinnahmen aus Mitgliedschaften entfallen.

§ 4
Die Gesellschaft erhebt im Voraus zu zahlende Beiträge und bei Bedarf Nach-
schüsse. Die Mitglieder sind zur Nachschusszahlung erst dann verpflichtet, wenn die
verwendbaren Rücklagen gemäß § 19 der Satzung zur Verlustdeckung nicht aus-
reichen. Ein etwaiger Nachschussbetrag wird jedem Mitglied schriftlich unter Hinweis
darauf mitgeteilt, dass bei Nichtzahlung die Verzugsfolgen des § 39 VVG (ab
1.1.2008: § 38 VVG) eintreten.

§ 5
Eine etwaige Beitragsrückerstattung erfolgt auf nachschusspflichtige Versicherungs-
verträge nach näherer Bestimmung des Vorstandes. Ausgeschiedene Mitglieder
nehmen an Beitragsrückerstattungen nicht teil.

§ 6
Jedes Mitglied hat das Recht, Anträge an die ordentliche Hauptversammlung der
Gesellschaft zu stellen. Diese müssen schriftlich bis zum 31. Januar beim Vorstand
eingehen.

III. Verfassung der Gesellschaft

A. Vorstand

§ 7
Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Die Bestellung stellvertreten-
der Vorstandsmitglieder ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes werden vom
Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vor-
standes zum Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. Die Gesellschaft wird gesetz-
lich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemein-
schaft mit einem Prokuristen vertreten.

§ 8
Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates
1. zur Entnahme aus Rücklagen,
2. zur Festsetzung eines Nachschusses,
3. zur Gewährung einer Beitragsrückerstattung,
4. zur Übernahme von Versicherungsbeständen,
5. zum Erlass oder zur Änderung einer Versorgungsordnung,
6. zur Bestellung von Prokuristen,
7. zum Erwerb und zur Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen sowie zur

Einräumung von Rechten Dritter an Vermögenswerten der Gesellschaft, sofern im
Einzelfall der Betrag von einer Million Euro überschritten wird.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates allgemeine Ver-
sicherungsbedingungen einzuführen oder zu ändern.

B. Aufsichtsrat

§ 9
Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen, die Mitglieder der Gesellschaft sein
müssen. Sie werden von der Hauptversammlung höchstens für fünf Jahre gewählt.
Wiederwahl ist zulässig. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und
dessen Stellvertreter jeweils für die Amtsdauer, für die die Gewählten zu Aufsichts-
ratsmitgliedern bestellt sind. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse
bestellen. Diesen können, soweit gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse
des Aufsichtsrates übertragen werden. Die vorstehenden Bestimmungen gelten nur,
soweit ihnen nicht Vorschriften über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer vorgehen.

§ 10
Der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, beruft den Aufsichtsrat
schriftlich oder fernmündlich mit Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen ein.
Diesen soll der Vorstand beiwohnen, sofern nicht in persönlichen Angelegenheiten
des Vorstandes verhandelt wird oder der Aufsichtsrat Abweichendes beschließt. Der 

Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind
und mindestens drei Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an
der Beschlussfassung teilnehmen. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden oder
seines Stellvertreters, bei Wahlen das Los.

§ 11
Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichtsrates vom Vor-
sitzenden oder bei dessen Verhinderung von dessen Stellvertreter abgegeben.

§ 12
Der Aufsichtsrat hat neben den gesetzlichen Aufgaben das Recht,
1. eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen,
2. die Satzung hinsichtlich der Fassung zu ändern,
3. Beschlüsse der Hauptversammlung, durch welche die Satzung geändert wird, auf

Verlangen der Aufsichtsbehörde zu ändern.

§ 13
Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine feste
Vergütung nach näherer Bestimmung der Hauptversammlung. Aufsichtsratsmitglieder
haben hierbei kein Stimmrecht. Soweit die Aufsichtsratsmitglieder auf ihre Vergütungen
Umsatzsteuer zu zahlen haben, wird ihnen diese von der Gesellschaft ersetzt.

C. Hauptversammlung

§ 14
Die Hauptversammlung besteht aus 60 Mitgliedervertretern (Delegierten). Der Haupt-
versammlung können nur Mitglieder der Gesellschaft angehören. Die Delegierten
werden von der Hauptversammlung auf höchstens fünf Jahre gewählt. Alljährlich
scheidet ein Fünftel der im Amt befindlichen Delegierten mit dem Schluss der ordent-
lichen Hauptversammlung aus. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein Delegierter vor-
zeitig aus, so ergänzt sich die Hauptversammlung durch Zuwahl. Für jede Wahl stellt
der Aufsichtsrat einen Vorschlag auf; er hat hierbei auf eine dem Versicherungs-
bestand möglichst entsprechende Verteilung der Vorgeschlagenen auf das
Geschäftsgebiet Bedacht zu nehmen. Die Hauptversammlung ist an den
Wahlvorschlag nicht gebunden. Die Delegierten sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten
Tagegelder und Reisekosten nach näherer Bestimmung der Hauptversammlung.

§ 15
Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate nach
Ablauf des Geschäftsjahres statt. Eine außerordentliche Hauptversammlung ist vom
Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse der Gesellschaft es erfordert oder wenn
dies von mindestens einem Drittel der Delegierten verlangt wird.

§ 16
Die Hauptversammlung beschließt über
1. die Wahl oder Abberufung der Mitglieder der Hauptversammlung und des Auf-

sichtsrates sowie deren Vergütung,
2. die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
3. die Verwendung des Bilanzgewinns,
4. die Änderung der Satzung,
5. die sonstigen ordnungsgemäß gestellten Anträge.

§ 17
Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder
dessen Stellvertreter oder bei dessen Verhinderung das älteste Mitglied des
Aufsichtsrates. Der Vorsitzende der Hauptversammlung leitet die Verhandlung und
bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Tagesordnung sowie die Form der
Abstimmung. Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 30 Dele-
gierte anwesend sind. Beschlüsse werden durch einfache Stimmenmehrheit gefasst,
soweit sich aus dem Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes ergibt. Wird bei
Wahlen keine Mehrheit erreicht, so kommen die beiden Personen mit den meisten
Stimmen in die engere Wahl. Dort genügt einfache Mehrheit, bei Gleichheit ent-
scheidet das Los. Schreiben gesetzliche Bestimmungen eine Mehrheit von drei
Vierteln der in der Hauptversammlung abgegebenen Stimmen vor, so können solche
Beschlüsse nur bei Anwesenheit von 36 Delegierten gefasst werden. Rechte, die das
Gesetz einer Minderheit von Mitgliedern einräumt, stehen einer Minderheit von einem
Drittel der Delegierten zu.

IV. Rücklagen, Verlustdeckung

§ 18
Zur Deckung eines Verlustes aus dem Geschäftsbetrieb wird eine Verlustrücklage
gemäß § 37 des Versicherungsaufsichtsgesetzes gebildet. Sie soll 18 %  der Jahres-
Beitragseinnahmen für eigene Rechnung betragen (Sollbetrag). Der Verlustrücklage
fließen die vom Vorstand bestimmten Beträge zu. Ist der Sollbetrag nicht erreicht, so
sind der Verlustrücklage jährlich mindestens 50 % des Jahresüberschusses zuzu-
führen. Der nach Zuführung zur Verlustrücklage verbleibende Teil des Jahresüber-
schusses kann zur Ansammlung anderer Gewinnrücklagen verwendet werden.

§ 19
Zur Verlustdeckung werden zunächst die anderen Gewinnrücklagen herangezogen.
Die Verlustrücklage darf nur danach und nur so weit in Anspruch genommen werden,
dass ein Restbetrag in Höhe eines Drittels ihres Sollbetrages verbleibt. Ein danach
noch verbleibender Verlust ist, wenn er nicht mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde
vorgetragen werden kann, durch Nachschusserhebung auszugleichen.
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Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der Datenverarbeitung
(DV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln; auch bietet die DV einen besseren Schutz der Versichertengemein-
schaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die
Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenerhebung, -ver-
arbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift
sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Daten-
verarbeitung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsver-
hältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es
zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen
an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im
Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen
worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus. Wird
die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt
es u.U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung be-
schrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweige-
pflichtentbindung) voraus. In der Lebens- und Krankenversicherung ist daher im
Antrag auch eine Erklärung zur Schweigepflichtentbindung enthalten. 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Daten-
verarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag ver-
sicherungstechnische Daten wie Versicherungsnummer, Versicherungssumme,
Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindungen sowie erforderlichenfalls die
Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines
Arztes geführt (Vertragsdaten). 
Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf.
auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufs-
unfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden
oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungs-
daten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen
Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück-
versicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben
von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und
des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen
auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen
bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls
entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder
Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung des
Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu ge-
hören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleich-
artige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte).
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den An-
gaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum ent-
standenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um
Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (z. B. Doppelversicherungen, gesetzlicher
Forderungsübergang sowie Teilungsabkommen) eines Austausches von personen-
bezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weiter-
gegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes
und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risiko-
beurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhinderung von
Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere
Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu
beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e.V. und beim Verband der privaten Krankenversicherung zentrale Hinweis-
systeme. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich
zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur soweit
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele:
Allgemeine Haftpflichtversicherung
– Registrierung von auffälligen Schadenfällen, sowie von Personen, bei denen

der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Kfz-Versicherer
– Registrierung von auffälligen Schadenfällen, sowie von Personen, bei denen

der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Lebensversicherer
– Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit

Beitragszuschlag
– aus versicherungsmedizinischen Gründen,
– auf Grund der Auskünfte anderer Versicherer,
– wegen verweigerter Nachuntersuchung,
– Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des

Versicherers,
– Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen ge-

forderter Beitragszuschläge.
Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer
– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf

durch den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsfällen innerhalb
von 12 Monaten,

– Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach
mindestens drei Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten,

– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf bei
konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen Inanspruchnahme der
Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei Antragstellung.

Sachversicherer
– Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder

wenn auf Grund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag
gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs.

Transportversicherer
– Aufnahme von auffälligen Schadenfällen (Verdacht des Versicherungs-

missbrauchs), insbesondere in der Reisegepäckversicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.

Unfallversicherer
– Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,
– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im

Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen,
– außerordentliche Kündigung durch den Versicherer nach Leistungs-

erbringung oder Klageerhebung auf Leistung.
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und
andere Finanzdienstleistungen (z. B. Bausparen, Kredite, Kapitalanlagen) werden
durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um dem Kunden einen
umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen
häufig in Unternehmensgruppen zusammen. 

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso
oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch
wenn Sie Versicherungsverträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe ab-
schließen und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburts-
datum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten werden in einer gemeinsamen Datensammlung geführt.

Dabei sind die so genannten Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer,
Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der
Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht
werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur
von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier
von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes
zu beachten sind. Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits- oder
Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen
Unternehmen.

Unserer Versicherungsgruppe gehören zurzeit folgende Gesellschaften an:
Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a.G.,
Mecklenburgische Lebensversicherungs-AG,
Mecklenburgische Krankenversicherungs-AG,
Mecklenburgische Rechtsschutz-Service-GmbH,
Mecklenburgische Vermittlungs-GmbH.

Merkblatt zur Datenverarbeitung 1/08



Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur um-
fassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen
(z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kredit-
instituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außerhalb
der Gruppe zusammen. 

Zurzeit kooperieren wir mit:
Aachener Bausparkasse AG,
Augsburger Aktienbank AG,
Münchner Kapitalanlage AG.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen
Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So vermitteln 
z. B. die genannten Kreditinstitute im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung Ver-
sicherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten.

Für die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Aus-
führungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienst-
leistungsangebotes unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperationspartner
werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch
in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinn sind neben
Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammen-
arbeit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapital-
anlage- und Immobiliengesellschaften u.a. 

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu
diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen Angaben
aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer,
Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungs-
fälle und Höhe von Versicherungsleistungen.

Gesundheitsdaten dürfen nur an den für Sie zuständigen Vermittler weitergegeben
werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist.

Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im
Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden sie von
uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist
gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine be-
sonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis)
zu beachten.

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine
Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung des Vermittlervertrages oder
durch Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hier-
über informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz ein Recht auf
Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung,
Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein
etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der
beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.
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